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von Weisungen an die Bundesnetzagentur im Telekom-
munikationsgesetz.

3.4 Frequenzregulierung

71. Die Regelungen des Gemeinschaftsrechts zur Fre-
quenznutzung sind umfänglich überarbeitet worden. Zur
Umsetzung der neuen bzw. geänderten Artikel 8a, 9 und
9a Rahmenrichtlinie sowie Artikel 5 und 6 Genehmi-
gungsrichtlinie soll die Frequenznutzung technologie-
und diensteneutral gestaltet und die Flexibilität der Fre-
quenznutzung erhöht werden. Technologie- und Dienste-
neutralität bedeutet, dass es möglichst wenig Vorgaben im
Hinblick auf die verwendete Technologie und die angebo-
tenen Dienste geben soll. Für bestehende Frequenznut-
zungsrechte soll ein Übergangszeitraum von fünf Jahren
eingeräumt werden. Beschränkungen bei der Frequenz-
nutzung, etwa zur Vermeidung von funktechnischen Stö-
rungen oder von Gesundheitsbeeinträchtigungen, sind
weiterhin möglich. Die Inhaber der Frequenznutzungs-
rechte können beantragen, dass Beschränkungen bei be-
reits erteilten Nutzungsrechten auch innerhalb des ge-
planten Übergangszeitraums von fünf Jahren überprüft
werden.

72. Ferner beabsichtigt das Ministerium, dem Horten
von Frequenzen stärker als bisher vorzubeugen. Dazu sol-
len Sanktionsinstrumente wie Bußgelder und die schnel-
lere Widerrufbarkeit der Frequenzzuteilung eingeführt
werden. Bisher kann eine Frequenzzuteilung gemäß § 63
Absatz 1 TKG widerrufen werden, wenn nicht innerhalb
eines Jahres nach der Zuteilung mit der Nutzung der Fre-
quenz begonnen wurde oder diese länger als ein Jahr
nicht im Sinne des mit der Zuteilung verfolgten Zwecks
genutzt worden ist. Offen bleibt, an welche (verkürzten)
Fristen das Ministerium bis zum Widerruf denkt oder wie
der Bußgeldrahmen konkret aussehen könnte. Die Mono-
polkommission begrüßt das Vorhaben im Grundsatz, gibt
aber zu bedenken, dass es durchaus gute Gründe dafür ge-
ben kann, eine Frequenz temporär nicht zu nutzen. So
könnte etwa eine Technologie zur Frequenznutzung zwar
in der Entwicklung stehen, kurzfristig aber noch nicht
verfügbar sein. Würde das Unternehmen gezwungen, die
Frequenz anderweitig zu verwenden, würde eine mögli-
cherweise effizientere Nutzung zu einem späteren Zeit-
punkt verhindert oder verzögert. Das Horten von Fre-
quenznutzungsrechten könnte aktuell an Bedeutung
gewinnen, da die Bundesnetzagentur im Wege der Ver-
steigerung gerade ein historisch großes Bündel an unter-
schiedlichen Frequenznutzungsrechten auf die vier einge-
sessenen Mobilfunkunternehmen verteilt hat.67 Es ist
kaum zu erwarten, dass die Unternehmen das gesamte er-
worbene Spektrum kurzfristig nutzen wollen oder kön-
nen. Dazu bedarf es planerischer, technischer und finan-
zieller Ressourcen, die in dem notwendigen Umfang
vielleicht gar nicht zur Verfügung stehen. Vor diesem
Hintergrund erscheint es zwar sinnvoll, die Fristen für
den möglichen Widerruf einer Frequenzzuteilung kurz zu

gestalten, den Widerruf selbst aber von strengen Voraus-
setzungen abhängig zu machen. 

73. Weiterhin soll die Übertragbarkeit von Frequenzen
offener gestaltet und als Mittel für eine effizientere Fre-
quenznutzung eingesetzt werden. Unter anderem sollen
die Rahmenbedingungen für Handel, Vermietung und die
gemeinsame Nutzung von Frequenzen verbessert werden.
Details dazu nennt das Ministerium nicht. Gemäß § 62
Absatz 1 TKG kann die Bundesnetzagentur Frequenzbe-
reiche auch bisher schon für den Handel freigeben. Auch
die Nutzung von Frequenzen durch Dritte, etwa in Form
des sog. National Roaming, ist seit Längerem üblich und
lediglich von einer kartellrechtlichen Prüfung abhängig.
Neu ist die Vermietung von Frequenznutzungsrechten.
Die Monopolkommission begrüßt ausdrücklich, ein sol-
ches Recht im Telekommunikationsgesetz vorzusehen.
Eine effiziente Frequenznutzung setzt voraus, dass Nut-
zungsrechte möglichst unbeschränkt an Dritte übertragbar
sind. Denkbar wäre auch, die Veräußerung, Vermietung
oder die Mitnutzung vorzuschreiben, wenn Frequenzen
nicht innerhalb der gesetzlich vorgegebenen Fristen im
Sinne des mit der Zuteilung verfolgten Zwecks genutzt
werden. 

4. Neue Kooperationswege mit dem 
Statistischen Bundesamt

74. Bei der Erstellung der Konzentrationsstatistik arbei-
tet die Monopolkommission weiterhin eng mit dem Sta-
tistischen Bundesamt zusammen. Nach ersten positiven
Erfahrungen mit der Verwendung des Unternehmensre-
gisters als Datengrundlage für Auswertungen der Unter-
nehmenskonzentration im letzten Hauptgutachten basiert
auch die aktuelle Konzentrationsstatistik wieder auf die-
ser Datenbasis. Erstmalig hatte die Monopolkommission
die Möglichkeit, mit faktisch anonymisierten amtlichen
Mikrodaten zu arbeiten. 

4.1 Zugang zu amtlichen Mikrodaten

75. Ein direkter Zugang zu Mikrodaten ist für eine effi-
ziente Erstellung anspruchsvoller empirischer Auswer-
tungen von nicht zu überschätzender Bedeutung. Bereits
bei der Erstellung deskriptiver Statistiken sind stets um-
fangreiche Vorarbeiten nötig. Darunter fallen – soweit
möglich – z. B. die Überprüfung der Validität der Daten,
die datentechnische Aufbereitung für eine Weiterverar-
beitung mit einer Statistiksoftware oder Sortierungen und
Bereinigungen für spezifische Untersuchungen. Diese
Vorarbeiten sind zwingend nötig. Sie werden in der Regel
nur kurz beschrieben, sind aber für den Großteil des Auf-
wands bei der Erstellung von statistischen Ergebnissen
verantwortlich. Ineffizienzen auf der Ebene der Vorarbei-
ten schlagen sich daher in hohem Maße in den zu inves-
tierenden personellen und finanziellen Ressourcen nieder.
Ohne einen direkten Datenzugang können einzelne Ar-
beitsschritte prohibitiv stark erschwert werden.

76. Bis zum März dieses Jahres hatte die Monopolkom-
mission in Bezug auf amtliche Daten lediglich die Mög-
lichkeit, an einer kontrollierten Datenfernverarbeitung

67 Vgl. BNetzA, Pressemitteilung vom 20. Mai 2010, „Frequenzverstei-
gerung in Mainz beendet“.
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teilzunehmen. Das bedeutet, jede Einzelauswertung
musste durch die Monopolkommission vorprogrammiert
und anschließend von einem Mitarbeiter des Forschungs-
datenzentrums (FDZ) ausgeführt werden. Anschließend
erfolgte eine Geheimhaltungsprüfung durch mitunter
mehrere Mitarbeiter des Statistischen Bundesamtes, be-
vor die Monopolkommission die Ergebnisse ihrer An-
frage erhielt. Allein der damit verbundene Kontroll- und
Koordinationsaufwand führte in der Summe zu zeitlichen
Verzögerungen, die tiefer gehende wissenschaftliche
Analysen durch die Monopolkommission verhinderten.
Zudem hätte die Monopolkommission sämtliche Kosten
der Arbeiten übernehmen müssen, die aufseiten des Sta-
tistischen Bundesamtes anfielen. Dies hätte das ohnehin
äußerst knappe Budget der Kommission für statistische
Auswertungen zusätzlich eingeschränkt. Vor dem Hinter-
grund, dass in der Praxis zahlreiche statistische Vorarbei-
ten nötig sind, bevor veröffentlichungswürdige Ergeb-
nisse erzielt werden, hat diese Problematik besondere
Relevanz.

4.2 Unterschiedliche Auslegung des 
§ 47 GWB

77. Im Gegensatz zu Daten privater Anbieter unterliegt
der Zugang zu Mikrodaten der statistischen Ämter des
Bundes und der Länder strengen Zugangsregeln. Dies gilt
sogar für Angaben, die im Internet oder an anderen Stel-
len für jedermann uneingeschränkt zugänglich sind, wie
beispielsweise Umsatz- und Beschäftigtenangaben ein-
zelner Unternehmen. Unter bestimmten Voraussetzungen
kann einzelnen Personen jedoch zumindest der Zugang zu
faktisch anonymisierten Einzelangaben der amtlichen
Statistik gewährt werden. Die Nutzung faktisch anonymi-
sierter Einzelangaben ist in § 16 Absatz 6 Bundesstatis-
tikgesetz (BStatG) geregelt, der eine Ausnahme von den
Vorschriften zur Geheimhaltung amtlicher Daten für
Zwecke der wissenschaftlichen Forschung enthält.

78. Ob die Monopolkommission in den Anwendungs-
bereich des § 16 Absatz 6 BStatG fällt, war lange Zeit
umstritten.68 Das Statistische Bundesamt vertrat in der
Vergangenheit die Auffassung, ein Zugang der Monopol-
kommission zu amtlichen Daten sei abschließend in § 47
GWB geregelt, der insoweit eine Sonderregelung dar-
stelle, welche die Anwendung der allgemeinen Zugangs-
regelung nach § 16 BStatG (und insbesondere der Aus-
nahmeregelung in § 16 Absatz 6 BStatG) ausschließe.
Diese Rechtsauffassung überzeugt indes nicht. Im Fall ei-
ner Normenkonkurrenz kann das spezielle Gesetz das all-
gemeine Gesetz nur dann verdrängen, wenn beide Nor-
men denselben Sachverhalt erfassen und Folgen
anordnen, die sich gegenseitig ausschließen. Keine dieser
beiden Voraussetzungen sind im hier betroffenen Fall er-
füllt. Die Monopolkommission hatte bereits im Siebzehn-
ten Hauptgutachten angeführt, dass ferner insbesondere
die Gesetzesbegründung und der Sinn und Zweck des

§ 47 GWB gegen die Interpretation des Statistischen Bun-
desamtes sprechen. 

79. Für eine Anwendung des § 16 Absatz 6 BStatG ne-
ben § 47 GWB sprechen im Einzelnen folgende Erwä-
gungen, die sowohl bei historischer als auch bei teleologi-
scher Auslegung des § 47 GWB zwingend sind: 

– Der Gesetzgeber verfolgte mit Einführung des § 47
(§ 24c a.F.) GWB den Zweck, die Datenbasis der Mo-
nopolkommission abzusichern, damit diese ihren ge-
setzlichen Auftrag erfüllen kann.69 Die Absicht,
darüber hinausgehende Datenübermittlungen einzu-
schränken, lässt sich aus dieser Zwecksetzung nicht
ableiten. Einer solchen Annahme stünde auch der aus-
drückliche Wille des Gesetzgebers entgegen, der in
der Begründung der Bundesregierung zur Sechsten
GWB-Novelle hervorgehoben hat, dass mit der For-
mulierung von § 47 GWB keine Einschränkung der
Datenübermittlung zulasten der Monopolkommission
verbunden sein soll.70

– Daneben sprechen Sinn und Zweck der Vorschrift ge-
gen die vom Statistischen Bundesamt vertretene An-
sicht. Würde man § 47 GWB im Sinne der Argumen-
tation des Statistischen Bundesamtes interpretieren,
hätte dies zur Folge, dass Wissenschaftler, die den Kri-
terien des § 16 Absatz 6 BStatG genügen, den privile-
gierten Datenzugang für private Forschungszwecke
(z. B. Anfertigung einer Dissertation) erhalten können.
Dagegen wäre die – ebenfalls die Voraussetzungen des
§ 16 Absatz 6 BStatG erfüllende – Monopolkommis-
sion von diesem Zugang ausgeschlossen, obwohl ihr
gesetzlicher Auftrag ein entsprechendes öffentliches
Interesse verkörpert, dem ein besonders hoher Rang
beigemessen werden muss.

– Darüber hinaus würde die bloße Existenz des § 47
GWB zum Zugangshindernis. Das bedeutet, dass die
Monopolkommission ihren gesetzlichen Auftrag eben-
falls mit einem privilegierten Datenzugang erfüllen
könnte, sofern der – diesen Auftrag konkretisierende –
§ 47 GWB nicht geschaffen worden wäre. 

– Da § 47 GWB sich ausdrücklich nur auf die Übermitt-
lung statistischer Daten für die Begutachtung der Ent-
wicklung der Unternehmenskonzentration bezieht,
würde die Auffassung des Statistischen Bundesamtes
schließlich zu dem widersinnigen Ergebnis führen,
dass die Monopolkommission zwar für diese Zwecke
keinen Datenzugang nach § 16 Absatz 6 BStatG er-
hielte, jedoch im Rahmen sonstiger Untersuchungen
die Regelung des § 16 Absatz 6 BStatG jederzeit in
Anspruch nehmen könnte. 

80. Als Ergebnis folgt daraus, dass die Vorschriften des
§ 47 GWB und des § 16 Absatz 6 BStatG nebeneinander
anwendbar sind. Die Monopolkommission kann sich auf

68 Vgl. Monopolkommission, Weniger Staat, mehr Wettbewerb, Haupt-
gutachten 2006/2007, Baden-Baden 2008, Tz. 83 ff.

69 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Aktuelle Beiträge
zur Wirtschafts- und Finanzpolitik, Nr. 92 vom 21. Dezember 1989,
S. 7

70 Vgl. Bundestagsdrucksache 13/9720 vom 29. Januar 1998, S. 62.
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beide Normen berufen, um Daten vom Statistischen Bun-
desamt zu erlangen, die sie für ihre Tätigkeit benötigt.

81. Als Problemlösung für die dennoch unterschiedli-
chen Rechtsauffassungen hat die Monopolkommission in
ihrem letzten Hauptgutachten einen mit dem Statistischen
Bundesamt in der Zielsetzung abgestimmten Novellie-
rungsvorschlag zu § 47 GWB formuliert.71 Dort wird die
Monopolkommission explizit als Adressat von § 16 Ab-
satz 6 BStatG „definiert“. Die oben genannten unter-
schiedlichen Rechtsauffassungen würden damit ge-
genstandslos. Die Bundesregierung hat in ihrer
Stellungnahme zum Siebzehnten Hauptgutachten den In-
halten und Zielen des Novellierungsvorschlags zuge-
stimmt.72

82. Da ungewiss ist, ob und wann eine Novellierung des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)
vorgenommen und dabei der Novellierungsvorschlag der
Monopolkommission umgesetzt wird, hat die Monopol-
kommission Anfang des Jahres 2009 das Statistische
Bundesamt um eine umfassende rechtliche Prüfung unter
Berücksichtigung der nunmehr ausführlich ausgearbeite-
ten Rechtsauffassung der Kommission gebeten. Im De-
zember 2009 ist die Unterarbeitsgruppe Recht der statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder zu der
Auffassung gelangt, dass unter Berücksichtigung der
durch die Kommission neu eingebrachten Argumente ei-
ner Anwendung von § 16 Absatz 6 BStatG nichts mehr
im Wege steht.73 Um hier endgültig Klarheit zu schaffen,
könnte der Gesetzgeber bei einer Novellierung des § 47
GWB die im letzten Hauptgutachten vorgeschlagenen
Änderungen berücksichtigen. Angesichts des derzeit lau-
fenden Projekts zur Modernisierung der Konzentrations-
berichterstattung könnte es jedoch sinnvoll sein, zuvor
noch die Empfehlungen des Gutachters diesbezüglich ab-
zuwarten.74

83. Der nunmehr vorhandene Zugang zu Arbeitsplatz-
rechnern im FDZ stellt für die Monopolkommission eine
herausragende Verbesserung der Analysemöglichkeiten
dar. Der eigenständige Zugang vermindert die zeitrau-
bende Koordination zwischen Mitarbeitern des Statisti-
schen Bundesamtes und der Monopolkommission und be-
schränkt Aufwendungen für Geheimhaltungsprüfungen
auf tatsächlich in den Hauptgutachten zu veröffentli-
chende Ergebnisse. Positiv anzumerken ist zudem, dass
das FDZ am Standort der Monopolkommission in Bonn
mit einer Abteilung vertreten ist. Somit sind auch keine
zusätzlichen Aufwendungen für Dienstreisen zu befürch-
ten. 

84. Die höhere Arbeitseffizienz bei unmittelbarem
Datenzugang schafft Freiräume für zusätzliche Untersu-

chungen und damit eine Verbesserung der Konzen-
trationsberichterstattung. Derartige Vorteile eines unmit-
telbaren Datenzugangs im FDZ nutzen bereits seit
mehreren Jahren alle großen deutschen Forschungsein-
richtungen und zahlreiche Wissenschaftler, die im Be-
reich der empirischen Wirtschaftsforschung aktiv sind.
Im Ergebnis konnte also eine bedeutende Steigerung der
Arbeitseffektivität bei gleichzeitig hoher Verminderung
des personellen und finanziellen Aufwandes aufseiten al-
ler Beteiligten erreicht werden. Da der tatsächliche Zu-
gang zu einem Teil der prinzipiell verfügbaren anonymi-
sierten Mikrodaten erst im März 2010 erfolgte, können
die Vorteile dieses Zugangs indes erst mit dem nächsten
Gutachten zum Tragen kommen.

4.3 Einrichtung einer Verbindungsstelle zum 
Statistischen Bundesamt

85. Trotz aller Vorteile, die mit einer Bearbeitung von
amtlichen Mikrodaten im Forschungsdatenzentrum ver-
bunden sind, ist darauf hinzuweisen, dass für umfangrei-
che Analysen weiterhin mit erheblichen finanziellen Auf-
wendungen zu rechen ist, da Aufwendungen für
Aufbereitungen der öffentlichen Daten zukünftig voraus-
sichtlich nicht mehr weitestgehend vom FDZ übernom-
men, sondern dem Auftraggeber vollständig in Rechnung
gestellt werden. Zudem ist es weiterhin kaum möglich,
kurzfristig auf aktuelle Problemstellungen zu reagieren,
da die Monopolkommission trotz ihres öffentlichen Auf-
trags wie jeder andere Nutzer des FDZ behandelt wird.
Das bedeutet, da alle formal berechtigten Datenzugangs-
anträge beim FDZ nach der Reihenfolge des Zugangs
beim Statistischen Bundesamt bearbeitet werden, dass die
Monopolkommission ggf. auf Auswertungen verzichten
muss, weil die personellen und materiellen Ressourcen
des FDZ bereits für anderweitige wissenschaftliche Pro-
jekte ausgebucht sind. Dies kann zu der absurden Situa-
tion führen, dass private Forschungsinteressen die Güte
der im öffentlichen Interesse stehenden Politikberatung
durch die Monopolkommission beeinträchtigen. Während
der kurzen praktischen Zusammenarbeit in den letzten
zwei Monaten vor Abgabe dieses Gutachtens offenbart
sich bereits, dass die Anforderungen der Monopolkom-
mission zu hohen außerordentlichen Belastungen des
FDZ führen, die nicht im Rahmen der üblichen Ge-
schäftsprozesse aufzufangen sind. Besonders der enorme
Umfang der benötigten Daten und die hohen Aktualitäts-
anforderungen stellen für das FDZ eine große Herausfor-
derung dar. Das hohe Engagement der Mitarbeiter des
FDZ gleicht zwar häufig außerordentliche Zusatzbelas-
tungen aus, mittelfristig ist den gestiegenen Anforderun-
gen jedoch durch eine adäquate Anpassung der Ressour-
cen Rechnung zu tragen, damit ein reibungsloser Betrieb
erhalten bleibt. 

86. Die Monopolkommission ist insofern im Vergleich
zu anderen staatlichen Institutionen, die die Bundesregie-
rung beraten, wie z. B. dem Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung,
deutlich schlechtergestellt. Der Sachverständigenrat ver-
fügt beispielsweise seit mehreren Jahrzehnten über eine
Verbindungsstelle zum Statistischen Bundesamt. Dort

71 Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 2006/2007, a. a. O.,
Tz. 88.

72 Vgl. Bundestagsdrucksache 16/11558 vom 19. Dezember 2008,
Tz. 13.

73 Diese Rechtsauffassung vertreten ebenso das Bundesinnenministe-
rium und das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie. 

74 Vgl. für Hintergrundinformationen zum Projekt zur Modernisierung
der Konzentrationsberichterstattung Kapitel I in diesem Gutachten.
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sind acht Mitarbeiter mit der Erstellung von spezifischen
Statistiken für den Sachverständigenrat betraut. Da die
Mitarbeiter der Verbindungsstelle organisatorisch als Mit-
arbeiter des Statistischen Bundesamtes geführt werden,
gelten für diese Mitarbeiter weitaus geringere Einschrän-
kungen beim Zugriff auf amtliche Daten, als für jeden
Mitarbeiter der Monopolkommission.75 Insgesamt ist es
daher nicht verwunderlich, wenn statistische Auswertun-
gen der Monopolkommission weitaus mehr personelle
und finanzielle Ressourcen erfordern und deutlich mehr
Zeit in Anspruch nehmen als vergleichbare Auswertun-
gen des Sachverständigenrates oder des Statistischen
Bundesamtes selbst. 

87. Angesichts einer im Vergleich zum Sachverständi-
genrat ähnlichen Aufgabenstellung der Monopolkommis-
sion und der zunehmenden Bedeutung empirischer Aus-
wertungen für ökonomische Analysen, wäre es folglich
äußerst sinnvoll, wenn auch für die Monopolkommission
eine offizielle Verbindungsstelle zum Statistischen Bun-
desamt eingerichtet würde. Davon würde nicht nur die
Konzentrationsstatistik profitieren, sondern auch alle an-
deren Tätigkeitsbereiche der Monopolkommission, da
mithilfe einer derartigen Verbindungsstelle auch ohne
Programmierkenntnisse spezifische auf amtlichen Daten
basierende Auswertungen erstellt werden könnten. Eine
Mitarbeiterstelle wäre bereits geeignet, erhebliche Ver-
besserungen der quantitativen Arbeiten der Kommission

herbeizuführen. Ebenso hätte eine Verbindungsstelle für
das Statistische Bundesamt beachtliche Vorteile, da die
immer noch nötigen immensen Koordinierungsarbeiten
mit Fachabteilungen der statistischen Ämter des Bundes
und der Länder sowie Mitarbeitern des FDZ stark verein-
facht und damit der Aufwand minimiert würden. Zudem
könnten alle Aufbereitungsarbeiten, die bei derzeitiger
Sachlage vom FDZ vorgenommen werden müssten, auf-
grund der uneingeschränkten Datenzugangsmöglichkei-
ten von der Verbindungsstelle übernommen werden. Der
tatsächliche Zugang zu den in diesem Fall von der Ver-
bindungsstelle aufbereiteten Daten könnte daraufhin ohne
außerordentliche Mehrbelastungen für das FDZ durch de-
ren Abteilung in Bonn erfolgen. 

88. Ferner zeichnet sich bereits jetzt ab, dass auf amt-
lichen Daten basierende Analysen einen zunehmend
größeren Stellenwert innerhalb der wissenschaftlichen
Politikberatung im Allgemeinen und für die Konzentrati-
onsstatistik im Besonderen einnehmen werden. Eine Um-
setzung allein der von der Monopolkommission bisher
angefragten Aufbereitungen, ist bereits jetzt nicht mehr
im Rahmen der üblichen Arbeitsprozesse beim FDZ
handhabbar. In der Konsequenz entstehen daraus extrem
lange Wartezeiten für die Monopolkommission, bis über-
haupt ein Datenzugang tatsächlich bereitgestellt wird.
Schließlich hätte die Einrichtung einer Verbindungsstelle
den großen Vorteil, die Reaktionszeit, auf aktuelle wett-
bewerbspolitische Fragestellungen mit evidenzbasierten
Analysen zu reagieren, deutlich zu verringern. Organisa-
torisch könnte eine Verbindungsstelle analog zur Verbin-
dungsstelle des Sachverständigenrats als Stabsstelle des
Präsidenten des Statistischen Bundesamtes eingerichtet
werden oder alternativ als zusätzliche Position im For-
schungsdatenzentrum des Statistischen Bundesamtes.

75 Vgl. für eine ausführliche Darstellung der Zusammenarbeit zwischen
dem Statistischen Bundesamt und dem Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung Glöckler, W.,
Sachverständigenrat und Statistisches Bundesamt: 40 Jahre Zusam-
menarbeit, in: Sachverständigenrat zur gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung, 40 Jahre Sachverständigenrat 1963–2003, Wiesbaden
2003, S. 107–122.
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